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1.  
 
Die Anwendung bzw. das Wirken von Rechtstexten als Fall von (im weitesten Sinne) Kom-
munikation zu sehen ist aus alltagsweltlicher Perspektive naheliegend. Aus der Perspektive 
der Rechtslinguistik kann eine solche einfache Gleichsetzung jedoch nicht unreflektiert hin-
genommen werden, sondern bedarf der genaueren Betrachtung und moglicherweise Infra-
gestellung. Wesentlicher Grund fu r eine solche Infragestellung ist die Institutionalita t des 
Rechts und darin insbesondere der Anwendung bzw. des Wirkens von Rechtstexten (wobei 
hier v.a. zunachst an Normtexte gedacht ist). Es stellt sich daher die Ausgangsfrage: Wie 
verhalt sich die Institutionalitat des Rechts zum Aspekt der Kommunikation? Oder genauer: 
Hebt die Institutionalitat des Rechts seine Kommunikativitat auf? (Oder etwas milder betrach-
tet: Was kann “Kommunikationß fu r das Wirken von Rechtstexten vor dem Hintergrund seiner 
Institutionalitat hei–en?) Die Klarung dieser rechtstheoretischen (und v.a. auch rechtslinguis-
tischen) Kardinalfrage setzt dreierlei voraus: 1. Eine Reflexion des Begriffs “Kommunikationß; 
2. eine Klarung des Begriffs “Institutionß bzw. “Institutionalita tß; und 3. eine Beschreibung des 
Prozesses der Rechtstextanwendung und seiner kommunikativen wie institutionellen Imple-
mente bzw. Aspekte. All dies geschieht hier aus rechtlinguistischer Sicht auf der Basis um-
fangreicher und langjahriger eigener Forschungen1 und unter gleichzeitiger ekla- / tanter 
Kompetenzu berschreitung in rechtstheoretischer und sozialphilosophischer Richtung. 
 
 
2.  
 
Kommunikation wird aus alltagweltlicher Perspektive (die in der wissenschaftlichen Verwen-
dung dieses Begriffs nur allzu oft wiederholt wird) haufig im Sinne der Transportmetapher 
verstanden (also etwa so, wie der Bauer seine Kartoffeln zum Gro–markt transportiert): Eine 
Information I (also die Kartoffeln) werden von einem Sender S (also dem Bauern) in ein Be-
haltnis Z (also den Kartoffelsack oder -Korb) gefu llt; dieses gefu llte Behaltnis Z wird u ber 
einen Weg K zum Empfanger E gefahren, der die Kartoffeln respektive Information I wieder 
aus dem Behaltnis herausnimmt, um sie weiterer Verwendung zuzufu hren. Das was vorher 
der Bauer hatte (also die Informationskartoffeln I), hat nun der Gro–handler. 

                                            
1 Vgl. Busse 1991, 1992, 1993, 1999, 2002. 
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Man sieht sofort, dass dieses Bild von Kommunikation (das nur unwesentlich von dem in 
der Literatur immer noch als kanonisch behandelten informationstechnischen Modell der fu r 
die Bell-Corporation arbeitenden Telefontheoretiker Shannon und Weaver aus dem Jahre 
1947 abweicht) in mehrfacher Hinsicht schief ist, und zentrale Aspekte sprachlicher Kommu-
nikation nicht trifft.2 (1.) Das Problem der Identitat 1: Anders als bei den Kartoffeln geht bei 
sprachlicher Kommunikation der Absender des Abgesendeten nicht verlustig, er verfu gt nach 
wie vor daru ber (was auch immer es sei). (2.) Das Problem der Identitat 2: Anders als bei 
den Kartoffeln kann man bei sprachlicher Kommunikation nie exakt kontrollieren (und darum 
nie sicher gehen), ob das, was beim Empfanger angekommen ist, mit dem, was der Sender 
abgesendet (gemeint) hat, tatsachlich voll identisch ist. (3.) Das Problem des Verhaltnisses 
von Inhalt und Gefa–: Sprachliches Zeichen (Ausdrucksmittel) und dadurch vermittelte Be-
deutung (Inhalt) verhalten sich nicht so wie Sack oder Korb und Kartoffeln. Das hei–t: Anders 
als bei den Kartoffeln ist es beim sprachlichen Zeichen hochstwahrscheinlich nicht / gleich-
gu ltig, ob das Gefa– ein Korb, Sack oder sonst etwas ist. Genauer: Zeichenausdruck und 
Zeichenbedeutung beeinflussen einander in ganz anderer Weise als Transportgefa–e und 
Kartoffeln.  

Natu rlich soll hier nicht verschwiegen werden, dass auch schon die alteren Kommunikati-
onsmodelle die erwahnte Grundstruktur um den Begriff des Codes und folglich der Encodie-
rung und Decodierung erweitert haben. Aber auch dieses erweiterte Modell leidet unter der 
Transportmetapher. Es unterstellt namlich, dass es einen von der kodierten Form unabhan-
gigen Inhalt in den Kopfen von Sender und Empfanger gibt, der mittels der als rein technisch 
aufgefassten Prozesse der En- und Decodierung lediglich transportiert wird, dabei aber mit 
sich identisch bleibt. Die offenkundige Tatsache, dass sprachliche Wirklichkeit diesem scho-
nen technizistischen Bild nicht entspricht, wurde dann hilflos zu einer blo–en Storung des 
Transportweges bzw. Kanals herunterinterpretiert. Da diese Modelle jede weiterfu hrende 
Reflexion der auf den sog. Code bezogenen Begriffe schuldig geblieben sind und diese 
schlicht an die Sprachtheorie delegiert haben, kann man von diesem Punkt der Geschichte 
(ohne jemandem ungerecht zu werden) direkt zur sprachtheoretischen Reflexion des Kom-
munikationsprozesses springen. 

Es bleibt also zunachst festzuhalten, dass sprachliche Kommunikation etwas grundsatz-
lich anderes ist als der blo–e Transport mit sich selbst identisch seiender und im Kommuni-
kationsvorgang identisch bleibender Entitaten. (Seien es Gedanken, Ideen, Begriffe, Aussa-
gen o.a.) 

In einem etwas differenzierteren Verstandnis von Kommunikation, wie es innerhalb der 
Rechtstheorie beispielsweise auch in bestimmten Modellen der juristischen Auslegungslehre 
vertreten wird, wird das Modell der (nunmehr eindeutig als sprachlich gefassten) Kommuni-
kation dann erweitert um den Begriff der Mitteilungsabsicht oder kommunikativen Intention. 
Dieses erweiterte Kommunikationsmodell (das ahnlich auch vielen Konzeptionen kommuni-
kativen Handelns zugrunde liegt) modifiziert die problematische Transportmetaphorik ledig-
lich, hebt sie aber nicht vollig auf. Auch hier gibt es (je nach Version solcher Theorien) auf 
der Seite des Senders weitgehend als mit sich selbst identisch und abgegrenzt aufgefasste 
Inhaltselemente, welche via der Absicht/Intention des Senders in sprachliche Formen ge-
bracht werden. Auch hier werden die sprachlichen Formen als den als rein kognitiv und also 
denkintern aufgefassten Inhalten au–erlich konzipiert. Eine wechselseitige Beeinflussung 
von sprachlichen Ausdrucksmitteln und Inhalten wird nicht beru cksichtigt. Immerhin wird zu-
gestanden, dass beide nicht identisch sind, und dass damit eine sprachliche Encodierung 
eines Denkinhaltes nicht notwendig zu einer inhaltlich identischen Decodierung beim Emp-
fanger der Nachricht fu hren muss. Auf / Empfangerseite werden namlich seinerseits relativ 
differenzierte Verarbeitungsprozesse angesetzt, welche aufgrund der Wissensabhangigkeit 
des Kommunikationsvorganges zu inhaltlichen Verschiebungen zwischen intendiertem und 
verstandenem Inhalt fu hren konnen.  

                                            
2 Vgl. hierzu und zum Folgenden ausfu hrlicher Busse 1994 m.w.N. 
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Da aber auch diese differenzierteren intentionsbasierten Kommunikationsmodelle nicht 
auf den Gedanken des Codes und der Encodierung verzichten, teilen sie alle Probleme, die 
mit dem Code-Begriff zusammenhangen. Hier sei nur das wichtigste Problem genannt: Je-
des Code-Modell impliziert letztlich, dass der Vorgang der Versprachlichung eine Art U ber-
setzungsvorgang darstellt. Es gibt etwas, das in einem bestimmten Format gefasst ist (und 
das als rein denkintern, rein kognitiv aufgefasst wird). Dieses Etwas wird in das Format einer 
dann als au–erlich aufgefassten Laut- oder Schrift-Sprache quasi u bersetzt. In diesem Mo-
dell wird aber der Vorgang der Formatierung verdoppelt. Mit dieser Verdoppelung wird das 
zu erklarende Problem der Encodierung aber nicht gelost, sondern lediglich verschoben. Zu 
erklaren ware nun, was man sich unter einem denkinternen Format von sprachlich ausge-
dru ckten Inhalten vorzustellen hat, und zu erklaren ist weiterhin, in welchem Verhaltnis denk-
internes und ausdruckssprachliches Format stehen, d.h., wie die U bertragung von einem in 
das andere Format genau funktioniert. Auch wenn solche Modelle der Kommunikation in der 
modernen Sprachtheorie weit verbreitet sind (beispielsweise in allen mentalistischen Kon-
zeptionen, etwa der Chomsky-Schule), sind sie aus reflektierter sprachtheoretischer und 
kognitivistischer Sicht problematisch. Es gibt bis heute keinen u berzeugenden Nachweis fu r 
die Existenz eines solchen doppelten Formats sprachvermittelter Inhalte. Statt also, wie die-
se Modelle, die Sprache einfach zu verdoppeln in eine innere und eine ausdrucksbasierte 
Sprache, sollte man zunachst versuchen, das Problem der sprachlichen Vermittlung von 
kognitiven Gehalten anders und auf direktem Wege zu erklaren. 

Intentionalistische Kommunikationsmodelle schaffen ein weiteres, in unserem Zusammen-
hang zentrales Problem. Das Modell zwingt dazu, bei jeder Analyse eines auf sprachlichen 
Mitteln basierenden Kommunikationsvorganges nach dem einen Sender und der einen Mit-
teilungsabsicht zu suchen. Es unterstellt also, es gebe im Funktionieren jeder sinnvollen und 
absichtsvoll in die Welt entlassenen sprachlichen Zeichenkette eine genau abgrenzbare Mit-
teilungsintention, die im Prozess der Interpretation dieser sprachlichen Zeichenkette lediglich 
erschlossen werden muss. Mit anderen Worten: Interpretation von Texten zielt danach im-
mer auf die Rekonstruktion erkennbarer und mit sich selbst identischer Absichten eines iden-
tifizierbaren Textverfassers. (Juristen ist diese Denkfigur wohlbekannt als der “Wille des Ge-
setzgebersß.) /  

Nun wissen wir aber, dass es innerhalb der vielfaltigen Moglichkeiten und Funktionen 
sprachlicher Kommunikation nicht nur die Moglichkeit der Mehrfachadressierung gibt (welche 
der Interpretations- und Verstehenstheorie schon genu gend Probleme bereitet). Gerade bei 
institutionellen Texten ist zudem immer mit der Moglichkeit der Mehrfach-Verfasserschaft zu 
rechnen. Wer jemals selbst erlebt hat, mit welcher Inbrunst in einer Texte aufgrund demokra-
tischer Abstimmungsprozesse verabschiedenden Institution (sei es ein Parlament, ein Aus-
schuss, ein Universitatsgremium, ein Parteitag, eine Vereinsversammlung) an einzelnen 
Satzen, Halbsatzen, Formulierungen, Wortern oder sogar Wortteilen gefeilt, gebastelt, ver-
schoben und u berarbeitet wird, der wird sehen, dass in solchen Fallen kaum noch von einem 
mit sich in intentionaler Hinsicht identischen Textverfasser und wohl gar nicht von einer in-
haltlich konsistenten und identischen Intention gesprochen werden kann. 

Sprach- und verstehenstheoretisch und letztlich auch kommunikationstheoretisch mu ssen 
im Umgang mit sprachlich strukturierten Zeichensystemen und Zeichenverwendungen daher 
zwei deutlich voneinander zu unterscheidende Perspektiven auseinander gehalten werden: 
Zum einen eine Perspektive, welche sie unter Aspekten eines Kommunikationsvorganges in 
den Blick nimmt. Hier geht es dann etwa um Absichten, das Verhaltnis von Zeichenbedeu-
tungen zu kommunikativen Intentionen, um die Rolle des Ru ckgriffs auf Rekonstruktionsver-
suche von Intentionen in Verstehensakten, die auf Schlu–folgerungsprozessen (d.h. Inferen-
zen) der Interpreten basieren, und ahnliches. (Eine solche Perspektive wird in allen intentio-
nalistischen Kommunikationsmodellen, in vielen Modellen kommunikativen Handelns, in 
Theorien, welche den Autor in den Mittelpunkt stellen und etwa auch in Teilen der Herme-
neutik bevorzugt.) Davon zunachst grundsatzlich zu unterscheiden ist eine Perspektive, wel-
che die sprachlichen Zeichen und Zeichenketten, also auch die Texte, selbst ins Zentrum 
stellt, und nach den Bedingungen und Moglichkeiten fu r Interpretationsprozesse seitens der 
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zeichendeutenden Individuen fragt. (Dies ist eine Perspektive, wie sie der klassischen Zei-
chentheorie, modernen Code-Modellen, konventionalistischen Kommunikationsmodellen und 
etwa auch der Position von Derrida entspricht).3 Zwar werden in differenzierteren Modellen 
des Sprachverstehens und der Textinterpretation meist beide Perspektiven erwahnt und be-
ru cksichtigt, so etwa auch in der Herme- / neutik Schleiermacherscher Pragung; doch kann 
man haufig feststellen, dass im Grunde das Schwergewicht der Betrachtung und Argumenta-
tion auf einer der beiden Perspektiven liegt. 

Welche Konsequenzen hat dies fu r unseren Diskussionskontext? M.E. vor allem diese: Es 
scheint so, dass sich der Schwerpunkt der Betrachtung im Falle institutioneller Entstehungs-, 
Funktions- und Verwendungsweisen von Texten, also auch und gerade im Falle der Funktion 
von Rechtstexten, ganz eindeutig fort von einer intentionsbasierten hin zu einer zeichenba-
sierten Perspektive verschiebt und verschieben muss. Da aber nur die intentionsbasierte 
Betrachtungsweise von Zeichenfunktionen noch mit dem u blichen Begriff von Kommunikati-
on4 kompatibel ist, ist diese Perspektivenverschiebung nach meiner Auffassung gleichzuset-
zen mit einer Verschiebung der Perspektive und damit der theoretischen Bemu hungen fort 
von einer Kommunikationstheorie und allen Konzepten, die auf dem Begriff der Kommunika-
tion beruhen. An deren Stelle mu sste eine Konzeption des Textverstehens, der Textinterpre-
tation und des Textgebrauchs treten, welche den institutionellen Rahmenbedingungen des 
Gebrauchs und der Funktionsweise von Texten ohne individuellen und personal identifizier-
baren Textemittenten vollstandig gerecht wird. Das Paradebeispiel fu r solche institutionellen 
Texte und Textgebrauchsweisen sind natu rlich die Rechtstexte (vor allem Gesetzestexte), an 
deren Beispiel ich im Folgenden Aspekte ihrer Institutionalitat; die aus sprachtheoretischer 
Sicht interessant sind, naher beschreiben will. 

 
 

3.  
 
Dafu r ist zunachst eine Klarung des Begriffs Institution bzw. Institutionalita t notwendig. Da 
dieser Begriff einer der grundlegendsten Begriffe moderner Soziologie und Sozialtheorie 
schlechthin ist und dementsprechend vielgestaltig und unterschiedlich definiert,5 fragt / sich, 
ob er u berhaupt einer eindeutigen Definition und Prazision zuganglich ist. In der hier gebote-
nen Ku rze ist seine zufriedenstellende Erorterung schon gar nicht moglich, so dass ich hier 
nur die Ergebnissen von anderenorts auf sehr viel mehr Raum ausgefu hrten Studien und 
Argumentationsgangen6 andeuten kann. Ich gehe mit dem Soziologen Schu lein davon aus, 
dass Institution7 kein absoluter Begriff ist, sondern ein relationaler. D.h. es geht bei den Insti-
tutionen und bei Institutionalitat nicht um absolute Entitaten, sondern um Relationen, um Re-
lationierungen zwischen Handlungen, Handlungsmustern, Handlungsmitteln, Personen usw. 
auf verschiedenen Ebenen. In der Konsequenz hei–t dies, dass Institutionalitat eine Sache 
von Ebenen der Institutionalisierung ist. Mit anderen Worten: Was auf der einen Ebene Mate-
rial, Objekt, Mittel oder Ergebnis einer Institution ist (oder vielleicht sollte man besser sagen: 
einer Institutionalisierung), kann auf der nachst niedrigeren Ebene moglicherweise selbst 
wieder als Institution (oder Institutionalisierung) betrachtet werden.  

                                            
3 Man kann diese Perspektiven auch als Pole einer Skala betrachten, entlang der sich die P erspektive zuneh-
mend vom Pol “Kommunikation als intendierter Akt der Sinnvermittlungß zum Pol “Zeichendeutung ohne me–ba-
ren Einflu– der Intentionen auf die Deutungs- und Anwendungsergebnisseß verschiebt. 
4 Die gelegentlich auch in der Rechtstheorie verbreitete, in der ju ngeren Soziologie beliebte sehr weite Definition 
des Begriffs Kommunikation, wonach letztlich jede Form sozialer Interaktion (oder, wie die Anhanger dieser Defi-
nition es vielleicht eher ausdru cken wu rden, sozialer Systeme) als “Kommunikationß bezeichnet wird, ist mit einer 
Kommunikationstheorie im Sinne eines Konzepts zeichenvermittelter symbolischer Interaktionsprozesse (auch 
wenn man diese sehr weit fasst und intentionalistische Verengungen vermeidet) nicht kompatibel und in ihrem 
Rahmen nicht explizierbar. Sie hat bezu glicher zeichenvermittelter Prozesse auch keinerlei Erklarungskraft, wes-
halb im Rahmen unserer U berlegungen darauf nicht weiter eingegangen werden muss. 
5 Vgl. statt anderer Dubiel, Lipp, Schelsky. 
6 Vgl. Busse 1992, 275-325. 
7 Schu lein 1987, 130 ff. 
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Die Institutionalitat speziell des Rechts hat dann mindestens vier Dimensionen oder Ebe-
nen: (1) "das Recht" insgesamt als gesellschaftliche Institution; (2) die "Institutionen des 
Rechts", die man zur Unterscheidung wohl besser Institutionen der Justiz nennen sollte, als 
mit Personal, Realien und Handlungsregeln ausgestattete formale Organisationen (Gerichte, 
Staatsanwaltschaften, Verwaltungen, Parlamente, Polizei); (3) die "Rechtsinstitute" als die 
einzelnen konkreten, themen- und problembezogenen juristisch-fachlichen Wissensrahmen; 
und (4) schlie–lich die mit letzteren z.T. eng verknu pften "sozialen Institutionen", insofern sie 
auf die juristischen Wissensrahmen zuru ckwirken (also z.B. die sozialen Institutionen Ehe, 
Familie, Verwandtschaft usw., die mit den korrespondierenden rechtlichen Institutionen nicht 
hundertprozentig deckungsgleich sein mu ssen). Wahrend "das Recht" als u bergreifender 
Rahmen wohl nur ein (rechts-, staats- und sozialphilosophischer) Oberbegriff fu r das Wirken 
der rechtlichen Institutionen insgesamt - ob als Personeninstitutionen oder als Rechtsinstitute 
- ist, kann man die u brigen drei Aspekte als einzelne Bestandteile eines miteinander ver-
flochtenen Funktionsgefu ges betrachten. Danach gibt es drei Ebenen der Institutionalitat des 
Rechts: (1) Die juristischen Wissenskomplexe (Rechtsinstitute) als Ebene der Institutionalitat 
des (juristisch/ fachlich/ dogmatisch definierten) Rechtsinhalts. (2) Die au- / “errechtlichen, 
aber rechtlich (mit-) definierten sozialen Institutionen, in die die Rechtsinstitute konstituierend 
und regulierend hineinwirken.8 (3) Die Institutionalitat des Rechts als einer von verschiede-
nen sozialen Institutionen, d.h. hier: im Sinne von Personeninstitutionen, deren Kern in insti-
tutionalisierten Verfahren der Konfliktlosung, Entscheidung und Rechtssetzung besteht; es 
geht dabei um die Institutionalitat des juristischen Verfahrens selbst (also das, was man auch 
als "rekursive" Institutionalitat des Rechts bezeichnen konnte). 

Legt man den Aspekt der Institutionalitat verschiedenster Ebenen und Stufen wie eine Fo-
lie auf das Modell der Kommunikation, dann kommt man zu dem Ergebnis, dass eigentlich 
jedes einzelne Element des sog. Kommunikationsvorganges institutionell gepragt ist: Institu-
tionell ist: 

(1) der Sender, insofern es bei Normtexten keinen personal individualisierbaren Textver-
fasser gibt; 

(2) damit automatisch auch die sog. Mitteilungsabsicht/Intention, die als verfasserseitige 
kognitive Realitat letztlich nicht mehr identifizierbar ist, sondern allerhochstens als interpreta-
tives Konstrukt und Gedankenfigur als Ergebnis des Auslegungsakts und damit institutionali-
sierter Wissenskonfigurationen fingiert werden kann.  

(3) Institutionell ist die Referenz des Normtextes, insofern au–errechtliche Wirklichkeitsda-
ten niemals ungefiltert Eingang in die innerrechtlichen Semantisierungs- bzw. Interpretations-
prozesse finden, sondern stets nur als durch institutionelle Wissensrahmen und damit juris-
tisch selegierte, vorgepragte, definierte Daten.  

(4) Institutionell ist die Semantik der benutzten normsprachlichen Worter, da ihre Interpre-
tation nur im Rahmen innerrechtlicher, selbst wieder institutioneller Wissensrahmen (Deu-
tungstraditionen) erfolgt.  

(5) Institutionell sind daher vor allem auch die juristischen Wissensrahmen, auf die sich 
die Normtexte beziehen und innerhalb deren ihre Interpretation und damit Anwendung entfal-
tet wird.  

(6) Institutionell sind die Normtexte selbst, und zwar einmal (a) als Textgefu ge, die teilwei-
se jeden alltagsweltlich gepragten Textbegriff / sprengen (z.B. ein “Gesetzbuchß wie das 
BGB als “zusammenhangender Textß), sowie zum anderen (b) als (letztlich fu r die Anwen-
dung viel wichtigere) Text-Netze, wie sie durch Systematik und Auslegungs-Dogmatik konsti-

                                            
8 Diese sozialen Institutionen sind aber, als allgemeine Ä  au–errechtliche - soziale Handlungsmuster und Regel-
komplexe, d.h. als soziale Lebensbereiche, Bestandteil der alltaglichen Lebenswelt und nicht blo– der juristischen 
Institution(en) im engeren Sinne. Inwieweit man diese Lebensbereiche als "alltagsweltlich" definiert, ist sicherlich 
relativ zu den Handlungserfahrungen verschiedener gesellschaftlicher Teilgruppen: fu r Angehorige von Wirt-
schaftsbetrieben sind manche, fu r Au–enstehende sehr spezielle und rechtliche Wissensrahmen alltaglicher Be-
standteil ihrer Lebenswelt. 
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tuiert werden. So konnen z.B. Bezu ge zu Nicht-Gesetzestexten (wie z.B. Urteilstexten) viel 
wichtiger sein als diejenigen innerhalb eines Gesetzbuchs selbst. 

(7) Institutionell sind die Adressaten des Normtextes, insofern es nicht einzelne Personen 
sind, sondern institutionell definierte und legitimierte Instanzen, und insofern ein Normtext fu r 
verschiedene Adressaten auch Verschiedenes besagen kann. 

(8) Und institutionell ist schlie–lich vor allem auch der Rezeptions-, Interpretations- und 
Anwendungsvorgang der Gesetzestexte selbst, der mit einem Interpretationsbegriff, der an 
personalen, individuellen und au–erinstitutionellen Interpretationsvorgangen entwickelt wor-
den ist, nicht mehr zureichend erfasst werden kann. Statt von Interpretation muss zutreffen-
der von einer institutionell gepragten Arbeit mit Texten gesprochen werden.  

Hinsichtlich unseres Themas, der Institutionalitat des Rechts im Hinblick auf den bzw. in 
Konfrontation mit dem Aspekt der Kommunikation, kommen vor allem folgende Merkmale 
des Rechts als Institution in den Blick: (1) Das Wirken der Personeninstitutionen des Rechts-
erzeugungsverfahrens (also Rechtsprechung, Verwaltung, parlamentarisch-politische 
Rechtssetzungsverfahren usw. Ä  jeweils mit allen beteiligten Unterorganisationen, Personen, 
Materialien, darunter gerade auch den sprachlich verfassten Materialien); (2) Die Organisati-
onsformen und das Wirksamwerden des juristischen Wissens in Form der sog. “Rechtsinsti-
tuteß; hier verstanden als thematisch geordnete juristische Wissensrahmen, die (als Rahmen 
des bedeutungsrelevanten Wissens) unmittelbar auslegungsrelevant und damit relevant fu r 
die Bedeutungsgebung von Rechtstexten werden.  

Der zuletzt genannte Aspekt ist vielleicht noch etwas erlauterungsbedu rftig. Nimmt man 
Ä  wie hier - den Gedanken des relationalen Charakters von Institution bzw. Institutionalitat 
zum Ausgangspunkt, dann kann man nicht nur die sog. Personen-Institutionen im traditionel-
len Verstandnis der Institutionentheorie als Institutionen bezeichnen (also die formalen ge-
sellschaftlichen Organisationen mit Personal, Gru ndungsakt, Leitideen usw.), sondern auch 
Formen institutionalisierten Handelns unterhalb dieses Organisationsgrades. Versucht man 
eine Anwendung der Definition auf die Rechtsinstitute, so ergibt sich folgende Beschreibung: 
Rechtsinstitute stellen, als mehr oder weniger verfestigte Wissensrahmen, dauerhafte Rela-
tionen zwischen einzelnen / Elementen (Wissenselementen) dar; als Elemente dieser Relati-
onen fungieren die einzelnen epistemischen Elemente, die durch die zum Rechtsinstitut ge-
horenden Normtexte aktualisiert werden ebenso, wie Elemente der au–ernormativen Refe-
renzwelt, auf die die Normtextelemente verweisen. Das Institutionelle der Rechtsinstitute 
besteht darin, dass sie feste Relationen zwischen den einzelnen Elementen dieser Wissens-
rahmen konstituieren.  

Diese Relationen (hier als Wissensrelationen realisiert) besitzen eine relative Eigenstan-
digkeit gegenu ber den Elementen, die sie verbinden. Das hei–t konkret: Fu r die Stabilitat und 
Kontinuitat der Institution (des Wissensrahmens) selbst kann das einzelne Element entbehr-
lich sein, sobald die institutionelle Leistung des Rechtsinstituts insgesamt aufrechterhalten 
wird. So kann etwa ein einzelner Normtext des Eigentumsrechts aufgehoben werden, ohne 
dass das Rechtsinstitut Eigentum dadurch schon einen Stabilitatsverlust erleidet. Die zu 
Rechtsinstituten verfestigten Wissensrahmen verfu gen u ber eine eigene Identitat; d.h. das 
Institut Eigentum besteht unabhangig davon weiter, ob ein einzelnes Individuum, das damit 
arbeiten muss, es anerkennt oder nicht. Gleichfalls hat das Rechtsinstitut eine spezifische 
Beziehung zur Umwelt, zu der einmal das Personal zu rechnen ist, das mit diesen institutio-
nalisierten Wissensrelationen arbeiten muss, zum anderen die Elemente der au–errechtli-
chen Wirklichkeit, zu deren Regulierung es dient. Als Komplex von auf Dauer gestellten 
Handlungsmustern hat das Rechtsinstitut eine relative Eigendynamik und wirkt auf die Um-
welt zuru ck: So werden, wie man an dem Hineinwirken des zivilrechtlichen Rechtsinstituts 
Eigentum in die Interpretation des strafrechtlichen Diebstahlparagraphen sehen kann, gele-
gentlich von einem Institut Phanomene erfasst, die au–erhalb seines primaren Wirkungsbe-
reichs liegen. 

Zwar habe ich die Rechtsinstitute als Wissensrahmen bezeichnet, doch hei–t dies nicht, 
dass sie eine nur epistemische Realitat hatten; vielmehr liegt ihre Wirksamkeit (und damit 
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ihre eigentliche institutionelle Aufgabe) darin, dass sie Handlungsanweisungen an die recht-
sprechenden Individuen darstellen, in Relation zu konkreten gegebenen Rechtsfallen (d.h. 
durch die Institution zu losenden Problemen) eine bestimmte, vorgezeichnete Verknu pfung 
epistemischer Elemente vorzunehmen und daraus Schlu–folgerungen abzuleiten, die zu 
einer Losung der institutionellen Aufgabe fu hren (d.h. zu einer rechtlichen Entscheidung). 
Aufgrund des komplexen, vielstufigen und algorithmischen Charakters des juristischen Lo-
sungsweges bei der Entscheidung eines konkreten Rechtsfalles, und damit auch bei der In-
terpretation der dafu r relevanten Normtexte, der durch Rechtsinstitute, d.h. durch / regulierte 
Verknu pfungen epistemischer Elemente entscheidend beeinflusst wird, kommt der Charakter 
als Handlungsanweisungen oder Handlungsregeln9 zum Vorschein, der im Kern jede soziale 
Institution ausmacht. Ein Unterschied, der zwischen dem Typus von Institution, den die sog. 
Rechtsinstitute darstellen, und den Institutionen im u bergeordneten Sinne besteht, ist derje-
nige, dass Rechtsinstitute als geordnete Komplexe von Wissenselementen und Handlungs-
regeln nicht u ber eine eigene Materialitat und ein eigenes Personal verfu gen, sondern viel-
mehr Bearbeitungsgegenstand und Element einer Institution hoherer Ebene sind (Justiz), die 
dann u ber das Personal verfu gt. Insofern Rechtsinstitute als verfestigte Relationen immer 
nur innerhalb einer Personeninstitution hoherer Ordnung und gro–eren Festigkeitsgrades 
existieren konnen, konnen sie als abgeleitete, in gewissem Sinne dependente Institutionen 
(Relationen) aufgefa–t werden. Das hei–t aber nicht notwendig, dass die Existenz der 
Rechtsinstitute an die Existenz der u bergeordneten Institutionalitatsebene in ihrer konkreten 
derzeitigen Form gebunden ist. Wie man an einzelnen Elementen des juristischen Wissens-
rahmens "Diebstahl" zeigen kann, konnen Elemente des Rechtsinstituts alter sein als die 
u bergeordnete Institution selbst. Das ist bei diesem Beispiel etwa dort der Fall, wo Elemente 
der "Auslegung" zum Normtextwort "wegnehmen" ein hoheres Alter aufweisen als der Norm-
text in seiner gu ltigen Fassung selbst. Der Normtext wiederum weist ein hoheres Alter auf als 
die konkrete Institution Justiz, von der er benutzt wurde (wenn man nicht annehmen will, 
dass die Justiz als gesellschaftliche Institution keinerlei Veranderungen und Identitatswandel 
erfahren hat beim U bergang von einer Institution des Absolutismus zu einer eines demokra-
tisch verfassten Staates). 

Ich unterscheide also Ebenen von Institutionen, auf denen diese u ber ein eigenes Perso-
nal und damit eine eigene, selbstreferenziell definierte Praxis verfu gen, von solchen Ebenen, 
auf denen zwar institutionelle, d.h. relativ eigenstandige und verfestigte Handlungsmuster 
existieren, die aber von einem von "au–en" (d.h. von der Umwelt der Institution) gestellten 
Handlungspersonal abhangig sind. Es gibt also Institutionen, fu r die das Handlungspersonal 
zur Umwelt gehort, und solche Institutionen, bei denen das Personal zur Binnenwelt gehort. 
Zu letzteren zahlen die auch in der Alltagswelt als Institutionen betrachteten sozialen Entita-
ten; nur sie kann man wohl zu denjenigen Institutionen zah- / len, die nicht nur produktiv sind 
(also bestimmte Aufgaben erfu llen), sonder auch reproduktiv (also ihre eigene Existenz si-
chern). Zu den besonders erfolgreichen reproduktiven Institutionen gehort das Rechtswesen 
- wohl wegen der zentralen Funktion, die das Recht unter den eine Gesellschaft konstituie-
renden Mechanismen ausu bt. So kann man sagen, dass juristische Institutionen eine Selbst-
behauptung haben, die u ber die Existenz der Gesellschaftsformen, denen sie eigentlich die-
nen sollen, hinausreicht (wie man an der Kontinuitat des Justizapparates beim U bergang 
vom Kaiserreich zur Weimarer Demokratie und vom Faschismus zur Bonner Republik sehen 
kann); andererseits breitet sich die Justiz auch innerhalb der Gesellschaft standig aus und 
gewinnt an Bedeutung. All diese reproduktiven Erfolge waren nicht moglich, wenn das 
Rechtswesen nicht eine enge Verflechtung von gesellschaftlich vorgegebenen institutionellen 
Aufgaben und Interaktionsmustern und einem eigenen personalen Apparat darstellte.  

Viele Selbsterhaltungsmechanismen einer Institution setzen am Personal an; dazu ist 
nicht nur die Ausbildung und Sozialisation des Personals im Sinne der institutionellen Denk- 

                                            
9 Als Handlungsregeln sind natu rlich nicht nur die das Ergebnis des Wirkens eines Rechtsinstituts hervorbringen-
den Entscheidungsregeln aufzufassen, sondern etwa auch Interpretationsregeln oder z.B. Referenzregeln, die 
festlegen, auf welche Elemente der au–errechtlichen Sachwirklichkeit einzelne Elemente des juristisch-institutio-
nellen Wissensrahmens durch die Rechtsarbeiter zu beziehen sind.  
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und Arbeitsweisen zu zahlen, die u berhaupt erst die Zugangsberechtigung zur Institution 
schafft. Dazu zahlen etwa auch Mechanismen wie Hierarchien, Sanktionierung abweichen-
den Verhaltens bis zum Verlust der institutionellen Rolle etc. An der Rolle, welche etwa die 
"herrschende Meinung" in der Rechtsprechung via hochstrichterlicher Urteile fu r die Auf-
rechterhaltung oder Veranderung einzelner von der Personeninstitution dependenter Institu-
tionen unterer Ebenen spielt, kann aufgezeigt werden, dass institutionelle Mechanismen, 
welche an der Institution der hoheren Ebene (Personeninstitution), d.h. am Personal anset-
zen (etwa geringere Aufstiegschancen bei Abweichung von der herrschenden Meinung) un-
mittelbare Auswirkungen auch auf die Kontinuitatswahrung einer Institution abgeleiteter Ebe-
ne haben konnen (Rechtsinstitut bzw. Interpretation eines einzelnen Gesetzestextes). Was 
fu r die u bergeordnete Personeninstitution nu tzlich ist, kann auch fu r die untergeordnete und 
nur epistemisch wirksame Institution funktional sein (und wohl auch umgekehrt). 

Diese wenigen Bemerkungen zum Charakter der Institutionalitat des Rechts und der Rechts-
textanwendung mu ssen genu gen. Im Folgenden wird auszufu hren sein, wie die Institutionali-
tat in der konkreten Rechtserzeugungsarbeit an und mit Normtexten zur Wirkung kommt. 
Erst dann kann sich erweisen, welche Konsequenzen die Institutionalitat der Rechtssprache 
und Rechtstexte fu r den Gedanken der Kommunikation im Recht haben kann oder muss. /  

 
 

4. 
 
Die Einschatzung des Phanomens Institution als eine Sache von Ebenen der Institutionalisie-
rung hat erhebliche Auswirkungen auch auf die Untersuchung der Funktionsweise von Spra-
che (und sprachlichen Erzeugnissen) in Institutionen. Dies gilt gerade auch fu r die Institution 
Recht: Die Untersuchung des institutionellen Umgangs der Juristen mit Rechtstexten und 
ihres institutionellen Sprachgebrauchs u berhaupt erfordert eine Zuordnung der jeweils be-
schriebenen Phanomene zu einer der verschiedenen Ebenen der Institutionalisierung, durch 
die das Rechtswesen gekennzeichnet ist. Eine wichtige Frage ist es dabei z.B., in welchem 
Verhaltnis etwa die Institutionalitat juristisch-fachlicher Wissensrahmen (die als Rahmen des 
bedeutungsrelevanten Wissens fu r die Auslegung und Anwendung der Normtexte aus-
schlaggebend sein konnen) zur Institution des Rechtsprechungsprozesses (als Ablaufen in 
einer Personeninstitution) steht. Da Institutionalisierung - wie ausgefu hrt - auch bedeutet, 
dass eingehende Daten u ber die umgebende, zum Objekt des institutionellen Handelns wer-
dende lebensweltliche Realitat durch den spezifischen Filter der Institution selektiert und auf-
bereitet werden, ist auch das Verhaltnis von Institution und umgebender Umwelt ein Prob-
lemkomplex, der fu r die Untersuchung der Sprache im Rahmen der Institution wichtig wird.  

Man kann das Thema Sprache in Institutionen unter den verschiedensten Aspekten un-
tersuchen; so kann man untersuchen, welche Auswirkungen die Institution auf das Sprach-
verhalten (im Sinne des Ausdrucksverhaltens) des institutionellen Personals hat; man kann 
untersuchen, wie Au–enstehende mit der institutionellen Definition und Pragung von Sprach-
gebrauch (Kommunikationsverlaufe und Interaktionsformen, Lexik und Inhaltsstrukturen) zu-
rechtkommen; man kann die Auswirkungen der institutionellen Pragung von Sprache (Lexik, 
Bedeutungen, Inhalte) auf den offentlichen Sprachgebrauch erforschen. All dies ist nicht Ge-
genstand meiner U berlegungen; vielmehr geht es darum, die Institutionalitat der die Instituti-
on Recht selbst tragenden Texte (Normtexte) und des organisierten Umgangs mit ihnen zu 
beschreiben und zu erklaren. Entsprechend den oben beschriebenen Ebenen der Institutio-
nalitat des Rechts sind dabei u.a. folgende Aspekte anzusprechen: (1) Die Institutionalitat 
der Arbeitsweise mit den Rechtstexten, insofern es sich dabei um Prozeduren und Ablaufe 
der Personeninstitution(en) des Rechts (unter denen wir hier nur die Gerichte betrachten 
konnen) handelt. (2) Die Institutionalitat der bei der Auslegung der Rechtstexte leitenden ju-
ristisch-fachlichen Wissensrahmen (die man meist Rechtsinstitute nennt). (3) Die institutio-
nelle Pragung / der Bezugnahme auf au–erinstitutionelle Realitat, wie sie bei der Auslegung 
der Normtexte und ihrer Anwendung auf au–errechtliche Sachverhalte stattfindet, d.h. die 
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Selektion und institutionelle Zurichtung von Umweltdaten. Und schlie–lich (4) die Institutiona-
litat der auszulegenden Normtexte selbst.  

Zu (1): Zunachst zum Aspekt der Personeninstitution und ihres Umgangs mit den Norm-
texten. Institutionen sind immer als Regulationen von Handlungsweisen wirksam. Bestimmte 
- institutionell zentrale - Handlungen werden habitualisiert und als solche, d.h. als habituell 
eingeu bte Muster fu r institutionelles Handeln, typisiert. Doch werden nicht nur die Handlun-
gen als solche typisiert; vielmehr erfasst die Typisierung und Habitualisierung auch das Per-
sonal, das mit der Erfu llung der institutionellen Aufgaben betraut ist. U bertragt man dies auf 
den institutionellen Umgang mit Normtexten, so kommt man zu folgendem Bild: Die Habitua-
lisierung der (Interpretations-) Handlungen in der Rechtsprechung (also die inhaltliche Institu-
tionalisierung des Rechts) ist durch Prozeduren der Makro-Institution Justiz gesteuert. Es 
existieren Typen von Handelnden (Richter, Staatsanwalte, Rechtsanwalte usw.) mit fest vor-
definierten Rollen. So hat etwa die Behauptung u ber eine bestimmte Interpretation eines 
Normtextes institutionell geringeren Rang und weniger direkte Auswirkungen auf das Ergeb-
nis, wenn sie von einem Rechtsanwalt oder Staatsanwalt kommt, als wenn sie von einem der 
beteiligten Richter geau–ert wird. Andererseits darf ein Rechtsanwalt (oder auch ein Staats-
anwalt) A u–erungen u ber seine personliche Einschatzung eines Mandanten oder eines Zeu-
gen wahrend des Prozesses au–ern, was, wenn es durch einen Richter geschieht, zu Sto-
rungen der institutionellen Prozedur (Befangenheitsantrag) fu hren kann. Bezu glich der Inter-
pretationshandlungen fu r Normtexte werden die habitualisierten Handlungen insofern typi-
siert, als der Normtext auf eine "typische" "Normalform" von gesellschaftlicher Realitat ange-
wendet wird. Diese Typisierung der Interpretation (inhaltlich, semantisch) ist reziprok, da sie 
durch andere Agenten der institutionellen Prozedur mitgetragen wird; so wird sie u.a. abgesi-
chert durch die selbst wieder institutionalisierte Vereinheitlichungs-Instanz Obergerichte. Die 
habitualisierte und typisierte Interpretation von Normtexten wird als "Dogmatik" institutionali-
siert. D.h. die Typisierung von Auslegungshandlungen (inhaltlich) durch das selbst wiederum 
typisierte und in typisierten und habitualisierten Prozeduren handelnde Personal der Justiz 
bildet selbst wieder eine Institution - hier: die sog. Rechtsinstitute. Die Typisierungen der 
Auslegungsakte sind dann Allgemeingut fu r das Personal der Institution (Dogmatik), / d.h. sie 
sind fu r alle Mitglieder der Institution erreichbar (u ber Kommentar-, Urteils-, Fachtexte). 

Das Personal der Institution Rechtsprechung ist auf verschiedene typisierte Rollen aufge-
teilt, welche verschiedene Teilfunktionen ausu ben. Die einzelnen Rollentypen beziehen sich 
zwar auf dasselbe Material (Inhalte der Rechtsprechungsprozedur, d.h. zu entscheidende 
Sachverhalte und Normtexte), doch sie arbeiten damit z.T. in verschiedener Weise, wobei 
sie auch unterschiedliche - funktions- oder rollenspezifische - Textsorten hervorbringen (an-
waltlicher Schriftsatz, Anklageschrift, Gerichtsurteil usw.). In Bezug auf die uns interessie-
renden Fragen des Umgangs mit Normtexten ist vor allem die institutionell definierte und ge-
sicherte Interpretationshierarchie einschlagig. Jede Textinterpretation muss mit dem Problem 
fertig werden, dass fu r die Auslegung eines Textstu ckes verschiedene Versionen miteinan-
der konkurrieren konnen. In alltaglicher Kommunikation gibt es fu r eine Festlegung auf eine 
der konkurrierenden Versionen kein festes Kriterium bzw. keine Handhabe; die Interpretatio-
nen konnen ausdiskutiert werden und es kann so versucht werden, die Abweichungen durch 
argumentative U berzeugung oder U berredung auszuschlie–en. Insofern sich abweichende 
Interpretationen von Normtexten in der Jurisprudenz auf verschiedene Rollen verteilen (also 
etwa zwischen Staatsanwalt, Richtern und Rechtsanwalt strittig sind), ist diese Pluralitat kein 
Problem, da es - anders als in der alltaglichen Kommunikation - ein Entscheidungsmonopol 
gibt, das von der Funktionsverteilung her bei den Richtern liegt. Jedoch kann es auch zu 
einer Interpretationspluralitat zwischen verschiedenen Richtern kommen. Eine langerfristige 
Pluralitat gleichrangiger, aber widersprechender Normtextinterpretationen ist aber fu r die 
Institution Recht insgesamt nicht tragbar, da sie tendenziell die Akzeptanz der institutionellen 
Regulierungen in der Gesellschaft aushohlen kann. Daher strebt die Institution prinzipiell 
dazu, bestimmte Normtextinterpretationen verbindlich zu machen. Das Mittel dazu kann nun 
keines sein, das auf der Ebene der normativen Inhalte der Institution liegt, da dort eigene 
Regeln (etwa Argumentationsregeln) herrschen, die eindeutige Ergebnisse deshalb nicht 
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zulassen, weil die Agenten der Institution ihre jeweilige Rolle (z.B. Gesetzesauslegung) mit 
ihrer eigenen Personlichkeit und Identitat ausfu llen, die von der Institution (als psychische 
Tatsachen) prinzipiell nicht vollstandig kontrollierbar und beherrschbar sind. Um es nun nicht 
zu einem - Aufmerksamkeit und Zeit beanspruchenden und damit die Erfu llung der eigentli-
chen Aufgaben der Institution behindernden - Dauer-Diskurs zwischen einzelnem Rollentra-
ger und Institution kommen zu lassen, benotigt die Institution au–erhalb inhaltlicher Fragen 
liegen- / de Mittel, um eine Vereinheitlichung der Normtext-Deutungen zu erreichen. D.h. es 
sind Mittel, die nicht unmittelbar auf die Inhalte wirken, sondern die Zula ssigkeit bestimmter 
Interpretationshandlungen sanktionieren. 

Ein solches Mittel ist die Aufteilung des zu interpretativen Entscheidungen befugten Per-
sonals der Institution (der Richter) auf verschiedene Ebenen einer von unten nach oben mit 
zunehmender Entscheidungsmacht und steigenden Revenuen ausgestatteten Hierarchie: 
letztlich hat immer nur eine einzige Entscheidungsinstanz die Macht, eine Normtextinterpre-
tation (fu r einen gewissen Zeitraum) endgu ltig festzulegen. Interessant ist, dass diese Me-
chanismen zur Vereinheitlichung von Gesetzesinterpretationen in unserem Rechtssystem 
nicht selbst formal (also durch Normtexte) geregelt sind. De facto wirken diese Mechanismen 
durch institutionelle Ma–nahmen, die nicht an den Inhalten, auch nicht formal an den institu-
tionellen Positionen und Rollen ansetzen (nach dem Gesetz ist der einzelne Richter "nur 
dem Gesetz" unterworfen, also in seiner Interpretation frei) sondern an den einzelnen Indivi-
duen, welche die Positionen bzw. Rollen der Institution ausfu llen. (U ber das System von 
Sanktionen (Gratifikationen wie auch Zuchtmitteln), welche der Institution gegenu ber ihren 
einzelnen Agenten zur Verfu gung stehen, mochte ich mich hier nicht naher auslassen. Ich 
setze es als allgemein bekannt voraus.) Diese generalisierte Form der Einflussnahme auf die 
konkreten Handlungen der Rollentrager ist effizienter und dient dem U berleben der Institution 
besser als konkrete Einzeleingriffe, da sie noch wirksam bleibt, wenn sich die Inhalte des 
konformen Handelns andern. Die Institution bewirkt so, dass ihre Rollentrager sich stets und 
standig an der Konformitat orientieren, gleichgu ltig, welches konkrete Handeln (in unserem 
Falle: welche konkrete Interpretation) gerade als bestmogliche Ausfu llung der institutionellen 
Prozeduren gilt. Die Institution Recht hat, wohl wegen der hohen Komplexitat und Differen-
ziertheit der je wechselnden juristischen Inhalte, die Konformitat als Mechanismus in einer 
solchen Weise verfestigt, dass man von einer eigenstandigen Institution sprechen kann: als 
sog. "herrschende Meinung", die nicht nur eine Argumentationsfigur ist, sondern Berufungs-
instanz fu r die Sanktionierung unerwu nschten Handelns der Rollentrager benutzt werden 
kann. 

Zu (2): Auf die Institutionalitat der juristischen Wissensrahmen, die in der Rechtstheorie 
als Rechtsinstitute bezeichnet werden, bin ich im Zusammenhang mit der Erlauterung der 
Begriffe Institution und Institutionalita t schon naher eingegangen. Deswegen hier nur wenige 
erganzende Bemerkungen: Insofern man davon ausgeht, dass jede Textinterpretation nur in 
bestimmten Kontexten geschieht, da jeder Text / prinzipiell immer ein (epistemisch) situierter 
Text ist, bilden die als Rechtsinstitute bezeichneten juristischen Wissensrahmen Institutiona-
lisierungen von Interpretations- und Sinnkontexten fu r Normtexte. Wenn man Institutionen 
als Habitualisierungen und Typisierungen von Handlungen auffasst, und wenn man davon 
ausgeht, dass auch der Vollzug von Sprache grundsatzlich als der Vollzug von Handlungen 
aufgefasst werden kann, d.h. konkret: dass auch Interpretationen von Texten in erster Linie 
als Interpretationshandlungen zu betrachten sind, dann konnen die habitualisierten und typi-
sierten Auslegungsweisen von Gesetzestexten zu Recht ebenfalls als Institutionen bezeich-
net werden. Nichts anderes meint der Begriff "Rechtsinstitut" bzw. der von mir bevorzugte 
Ausdruck "Wissensrahmen". Wissensrahmen sind Niederschlage von Institutionalisierungs-
prozessen; dies gilt nicht nur in formalen Institutionen wie dem Recht, sondern schon im All-
tagsleben. Im Recht kommt allerdings hinzu, dass die Rechtsinstitute als deutungsgebende 
und -stabilisierende Interpretationskontexte fu r Normtexte in weitaus starkerem Ma–e verfes-
tigt sind als in anderen Interpretationszusammenhangen. Zur institutionellen Arbeit mit Tex-
ten wird die juristische Gesetzesauslegung ja gerade, weil sie so stark an interpretative Vor-
gaben mit selbst wieder institutionellem Charakter gebunden ist. Wichtig ist hier vor allem 
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das Verhaltnis der Rechtsinstitute einerseits zu den einzelnen Normtexten, als dem Material 
dieser Institutionalisierungsebene, und andererseits zu der Personeninstitution der Justiz, fu r 
die sie selbst wieder das Material der Institutionalisierung hoherer Ebene sind. 

Normtexte sind als solche zunachst reine Textformulare. Rechtsinstitute wurden im stren-
gen Positivismus des 19. Jahrhunderts zunachst als Zusammenhange von Normtexten auf-
gefasst. Gemeint sind natu rlich interpretierte Normtexte, d.h. solche Normtexte, die bereits in 
einen bestimmten interpretativ gewonnenen Sinnzusammenhang gestellt sind. So gesehen 
sind Rechtsinstitute immer Komplexierungen von Wissen, die aus Interpretationshandlungen 
hervorgegangen sind, andererseits aber die Interpretationshandlungen anderer Normtexte 
wieder beeinflussen konnen. Die durch die Textformulare der Rechtsnormen dargebotenen 
Moglichkeiten der Sinnregulierung werden durch den Einfluss der Rechtsinstitute selegiert, 
interpretiert und aufbereitet. Rechtsinstitute haben als Wissensrahmen damit im Wesentli-
chen eine Filter- und Ordnungsfunktion; sie sollen Aufmerksamkeit und Zeit sparen, indem 
sie interpretationsrelevante Sinnkontexte institutionalisieren (d.h. auf Dauer stellen und stabi-
lisieren). Als Sinnzusammenhange leben Rechtsinstitute bzw. juristische Wissensrahmen nur 
durch die Kette von sich aneinander anschlie–enden Interpretationsakten ein- / zelner Rol-
lentrager der Rechtsinstitutionen. Gleichwohl besitzen sie, da die Gesetzesinterpretation kein 
isoliertes Handeln einzelner Individuen ist, sondern ein zur Koordination gezwungenes Han-
deln innerhalb institutionell gesicherter Rahmenbedingungen, eine gewisse Eigenstandigkeit 
und Dauer. Zudem werden sie - in Urteils-, Kommentar- und Rechtswissenschafts-Texten Ä  
verschriftlicht, um langere Dauer zu haben.  

Die Einheitlichkeit und der Zusammenhalt der einzelnen juristischen Wissensrahmen 
(Rechtsinstitute) werden unterstu tzt durch die auf einer hoheren Abstraktionsebene wirkende 
Institution der herrschenden Meinung. Da bei weitem nicht alles juristische Wissen, nicht alle 
Normtextbedeutungen in solch festen Wissensrahmen geordnet ist, die den Namen "Rechts-
institute" verdienen, kommt der Institution "herrschende Meinung" eine wichtige Funktion fu r 
die Institutionalisierung von Normtext-Deutungen zu. Damit ist es moglich, auch die Interpre-
tationen einzelner Normtexte u ber gewisse Zeit hinweg konstant zu halten, auch wenn sie 
nicht in festen Wissensrahmen umfassenderer Ordnung eingegliedert sind. Rechtsinstitute 
bestehen nicht nur aus rein sprachlichen Interpretationen und auch nicht nur aus Normtex-
ten; vielmehr versammeln sie auch Wissen, das seinen Ursprung in der Rechtstheorie, in 
Wertungsentscheidungen, in dogmatischen Theorien usw. haben kann. In ihrer Funktion, 
Normtexte zu epistemischen Gruppen zu ordnen und diesen damit einen Interpretationskon-
text zu vermitteln, der eine relative Verlasslichkeit der einzelnen Auslegungs- und Anwen-
dungsakte wenigstens hinsichtlich der groben inhaltlichen Linien der epistemischen Rechts-
ordnung garantiert, erfu llt sich gleichzeitig ihre Funktion fu r die Rollentrager der juristischen 
Personeninstitutionen. Deren Aufgabe, Rechtsentscheidungen im Einklang mit dem gu ltigen 
juristischen Wissen zu fallen, wird angesichts der Fu lle der Rechtsnormen durch die in den 
Rechtsinstituten vorfindlichen Wissensordnungen nicht nur erleichtert, sondern wohl u ber-
haupt erst ermoglicht. Ausgebildete Juristen wissen, wie wenig man angesichts eines Ent-
scheidungsproblems mit Normtexten allein anfangen kann; erst die Informationen, die diesen 
Normtexten Vordeutungen zuordnen und sie in den Kontext fester Wissensrahmen einord-
nen, wenn moglich sogar die herrschende Meinung zu erkennen geben, machen einen 
Normtext u berhaupt anwendbar. Institutionalitat der juristischen Arbeit mit Gesetzestexten 
hat daher nicht nur einen quasi externen Aspekt, (Stichwort Personeninstitution), der auch 
nicht unterschatzt werden darf, sondern sie hat zugleich einen inhaltlichen Aspekt, der sich 
im institutionellen Charakter der verbindlichen Normtextbedeutungen selbst ergibt. /  

Zu (3): Eine der wichtigsten Wirkungen von Institutionen besteht in dem erwahnten dritten 
Aspekt der Institutionalitat, namlich der Selektion, Interpretation und institutionellen Aufberei-
tung von Umweltdaten, die das Eingangsmaterial der institutionellen Prozesse bilden. Die In-
stitution Recht insgesamt hat als Umwelt die soziale Welt der Gesellschaft und, insofern sie 
soziale Verhaltnisse beru hren, Ausschnitte aus der materialen Dingwelt. Da die juristische 
Arbeit mit Normtexten im wesentlichen darin besteht, diese Texte auf Ausschnitte der au–er-
juristischen Wirklichkeit anzuwenden, wird ersichtlich, dass eine der wesentlichsten institutio-
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nellen Prozeduren des Rechts die Selektion, Interpretation und Zurichtung von Wirklichkeits-
daten als Eingangsdaten des institutionellen Prozesses darstellt. Es ist wohl nicht u bertrie-
ben, wenn man diesen Vorgang als die Konstruktion einer eigenen institutionellen (oder insti-
tutionell definierten) Wirklichkeit bezeichnet. Insofern diese Konstruktion, jedenfalls in ihren 
zentralen normativen Aspekten, als Interpretation und Anwendung von Normtexten auf Wirk-
lichkeitsausschnitte operiert, kann man sie als sprachliche Konstruktion der institutionellen 
juristischen Wirklichkeit bezeichnen. Der sprachwissenschaftliche Begriff, der diesem Aspekt 
entspricht, ist der semantische Begriff der Referenz. Auf diesen Aspekt der Institutionalitat 
von Rechtstexten und ihrer Interpretation kann ich hier nicht naher eingehen.10 Dasselbe gilt 
fu r den vierten erwahnten Aspekt, die Institutionalitat der Normtexte selbst. Stattdessen 
mochte ich an einem Beispiel verdeutlichen, wie sich die Institutionalitat auf das Wirken von 
Normtexten im Rechtserzeugungsverfahren auswirken kann. 

 
 

5.  
 
Die normale juristische Arbeitsweise mit Gesetzestexten und Gesetzesbegriffen erfolgt in der 
Richtung “vom Fall zum Normtextß. Betrachtet man diese Arbeitsweise und ihre institutions-
linguistischen Konsequenzen, dann zeigt sich, dass nicht nur die Auslegung eines einzelnen 
Gesetzestexts oder Gesetzesbegriffs semantisch hochkomplex ist, sondern dass schon fu r 
die Losung eines einfachen Rechtsfalles eine Vielzahl von verschiedenen Paragraphen zu 
einem neuen “Entscheidungstextß miteinander vernetzt werden muss. Dieses linguistisch 
hochinteressante institutionsspezifische Phanomen ist allerdings noch kaum unter- / sucht. 
Die Untersuchung eines einfachen Fallbeispiels11 (“Mangelhaftung beim Gebrauchtwagen-
kaufß) zeigt z.B., dass fu r die Losung eines solchen Falles (d.h. fu r das Fallen einer normge-
rechten Gerichtsentscheidung) insgesamt an die 30 Paragraphen aus mehreren Gesetzes-
werken beru cksichtigt werden mu ssen. In der juristischen Auslegungs- und Methodenlehre 
wird ebenso wie im laienhaften Verstandnis vom Funktionieren der Institution “Rechtß immer 
noch die Fiktion der “Anwendung eines Normtextes auf einen Rechtsfallß oder der “Subsum-
tion eines Falls unter einen Gesetzestext oder Gesetzesbegriffß gepflegt; diese Darstellung 
wird der Realitat der juristischen Arbeit an und mit Gesetzestexten und -begriffen aber kaum 
gerecht. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die Auslegung eines Gesetzestexts (und da-
mit die Semantik des Gesetzes-Wortschatzes) in einem komplexen und nach Entschei-
dungsschritten gestuften algorithmischen Verfahren entfaltet wird, in dem an vielen Knoten-
punkten immer wieder semantische oder textverknu pfende Teilentscheidungen getroffen 
werden mu ssen. Juristische Auslegungsarbeit ist daher viel eher eine Vernetzung von Text-
stu cken, Auslegungsaspekten, Sachverhaltselementen, Zweckerwagungen, rechtspoliti-
schen U berlegungen usw. als eine Interpretation oder Bedeutungsbestimmung im herkomm-
lichen linguistischen oder alltagssprachlichen Sinn.  

Ohne dass diese Textvernetzung an einem alltaglichen Fall hier auch nur annahernd in 
seiner ganzen Komplexitat analysiert werden kann, soll doch wenigstens schlaglichtartig an 
wenigen Beispielen die Komplexitat der Text- und Wissensvernetzung und der einschlagi-
gen, durch die Gesetzesanwender zu vollziehenden sprachlichen oder sprachbezogenen 
institutionellen Handlungen anschaulich gemacht werden. Der Sachverhalt, um den es geht, 
kann knapp so beschrieben werden: Ein als Gebrauchtwagen von einem Vertreter gekauftes 
und benutztes Auto mit nicht zugelassenen (bzw. eingetragenen) Reifen verursacht (auf-
grund der nicht fu r hohere Geschwindigkeiten zugelassenen und somit fu r das Fahrzeug 
falschen Reifen) einen schweren Unfall. /  
                                            
10 Vgl. dazu aber etwas ausfu hrlicher Busse 2002 und Busse 1993. 
11 Fu r die ausfu hrliche Fall-Analyse vgl. Busse 1992, 191 ff. (Das Beispiel betrifft einen Losungsweg noch nach 
dem alten Schuldrecht, das seit der BGB-Novelle erheblich verandert worden ist. Da es hier um grundsatzliche 
rechtslinguistische Aspekte und U berlegungen geht, ist es fu r den Fortgang der Argumentation jedoch unerheb-
lich, dass einige der die zitierten Paragraphen und in der Folge auch Gerichtsentscheidungen heute nicht mehr 
gu ltig sind.) 
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Ma ngelhaftung beim Gebrauchtwagenkauf: Vernetzung der entscheidungsrelevanten Normtexte

Sachverhaltselemente
(Bezugsrahmen)

Auto Kaufvertrag Ka ufer Verka ufer

Bestandteile / Merkmale der
Sachverhaltselemente

= rechtlich konstituiert

- falsche Reifen
- zugesicherte Eigenschaften:
      - verkehrssicher
      - einwandfreier technischer Zustand

(a) Kaufformel (Sache / Geld)
(b) Gewa hrleistungsausschlu§
(c) AGB „ 1,1 (Gewa hrleistungs-Auschlu§)
(d) AGB „ 2 (Auschlu§ von Wandlung,
      Minderung, Schadensersatz)
(e) Individualabrede : üDer Wagen wird in
      verkehrssicherem und einwandfreiem
      technischen Zustand ubergeben.Ä

Handelsvertreter

(normatives Problem:
Ist Kaufer Kaufmann und ist der
Kauf Handelsgescha ft,
wird Fall nach HGB bearbeitet,
ist er es nicht, oder der Kauf nicht
Handelsgescha ft, nach BGB)

- OHG
- Gesellschafter A
(= Vertragsunterzeichner,
alleinvertretungsberechtigt
- Gesellschafter B

Entscheidungsbedingende
Textelemente
(Normtexte)

„ 18,1 StVZO: Autos durfen nur mit allgemei-
ner Betriebserlaubnis (ABE) benutzt werden

„ 459,2 BGB: Haftung bei Fehlen einer
üzugesicherten EigenschaftÄ

„ 1,2 Ziff. 7 HGB: Kaufmann =
Handelsgewerbe =
Handelsvertreter

„ 31 BGB: OHG haftet fur
Handlungen ihrer Organe

„ 19,2 StVZO: Betriebserlaubnis unwirksam
bei A nderungen, die nicht von ABE gedeckt
sind

„ 463 BGB: Schadensersatz einklagbar,
wenn der Sache üzugesicherte EigenschaftÄ
fehlt, oder wenn der Verka ufer den Mangel
üarglistig verschwiegenÄ hat.

„ 343,1 HGB: Handelsgescha fte =
alle Gescha fte eines Kaufmanns,
die zum Handelsgewerbe gehoren

„ 125,1 HGB: OHG wird
durch Gesellschafter
(hier: A) korrekt vertreten

„21 StVZO: Pflicht zur Beantragung einer BE
bei nicht genehmigten Teilen

„ 4 AGBG: Vorrang der Individualabrede
vor den AGB

„ 344,1 HGB: Gescha fte von
Kaufmannern im Zweifel =
Handelsgescha fte

„ 128 HGB: Verka ufer A
haftet als Gesellschafter
auch personlich fur OHG

Normative Definition:
(a) Auto ohne ABE ≠ übetriebsbereitÄ

„ 11 Nr. 11 AGBG: Ausschlu§ der Haftung
fur zugesicherte Eigenschaften in AGB ist
unwirksam

„ 128 HGB: auch Gesell-
schafter B haftet personlich
fur Anspruche gegen OHG

(b) Auto mit falschen Reifen ≠ übetriebssicherÄ
„24,1,1 AGBG: „ 11 Nr. 11 AGBG wird
bei Kaufleuten als Ka ufern nicht
angewendet

„ 6,1 AGBG: Gesamtvertrag wirksam trotz
Ungultigkeit der AGB

Verbundene Textelemente
(Subtexte)

Kfz-Schein = Betriebserlaubnis
(hier: Reifen nicht eingetragen)

BGH-Urteile: Auslegung von üarglistigÄ  in
„„ 463, 467 BGB: Zusicherung einer
Eigenschaft üins Blaue hineinÄ  = üarglistigÄ

„ 823,1 BGB: Verka ufer A
haftet personlich auch wg.
Eigentumsverletzung

ABE = liegt beim Hersteller vor „ 477,1 BGB: Verja hrung Schadensersatz-
anspruch nach 1 Jahr (Ausnahme: Mangel
wurde arglistig verschwiegen)

EU-Richtlinien (bestimmen mogliche
Ausstattungsmerkmale der Kfz)

dann: „ 195 BGB: allgemeine Verja hrungs-
frist: 30 Jahre  
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/ Daran knu pft sich die zu losende Rechtsfrage: Haftet der Verkaufer des Wagens (ein 
professioneller Autohandler) wegen der im Kaufvertrag formulierten Zusicherung des “ein-
wandfreien technischen Zustandsß des Autos? Der rechtsrelevante Gesamtsachverhalt kann 
in Analogie zu einem aus der Satzsemantik bekannten Begriff als “Bezugsrahmenß analysiert 
werden,12 der auf der obersten Ebene insgesamt vier Bezugsgro–en (jeweils mit untergeord-
neten Bezugselementen) umfasst: Kaufer (Handelsvertreter), Verkaufer (OHG mit Geschafts-
fu hrer und Teilhabern) , Auto (mit falschen Reifen), Kaufvertrag (mit bestimmten Teilformulie-
rungen). Die folgende Synopse ordnet den Elementen des Bezugsrahmens jeweils die fu r sie 
konstitutiven Rechtstexte zu, welche die juristische Konstitution der Bezugselemente enthal-
ten. 

Wichtig ist dabei vor allem, dass jedes einzelne Teilelement des Bezugsrahmens als 
rechtlich gedeutete und damit juristisch konstituierte Bezugsgro–e in den Entscheidungsfin-
dungsprozess eingeht. Die Synopse veranschaulicht zunachst nur die sich auf das jeweilige 
Sachverhaltselement beziehenden Rechtstexte. Die Relation zwischen einem sich auf ein 
Sachverhaltselement beziehenden Rechtstext (Paragraphen) und diesem Sachverhaltsele-
ment selbst kann linguistisch als Referenzrelation beschrieben werden. Dabei ist nicht von 
vorneherein klar, ob ein jeweiliges Bezugsobjekt zum Referenzbereich eines bestimmten 
Paragraphen gehort; vielmehr ist dieses selbst wiederum Gegenstand einer juristischen Pru -
fung, deren Ergebnis sich moglicherweise aus anderen heranzuziehenden Paragraphen er-
gibt. Dies kann deutlich gemacht werden am Beispiel der Bezugsgro–e “KA UFERß. Wird die-
ser rechtlich als “Kaufmannß eingestuft (im vorliegenden Fall war es ein Handelsvertreter) 
und wird der Autokauf (zweite Bedingung) als Geschaft unter Kaufleuten eingestuft, mu ssen 
bezu glich der Schadensersatzfrage andere Gesetzestexte herangezogen werden, als wenn 
er als Privatmann (und das Geschaft als Privatkauf) gewertet wird. Die Entscheidung, ob das 
Bezugsobjekt “KA UFERß im rechtlichen Sinne als “Kaufmannß oder als “Nicht-Kaufmannß kon-
stituiert wird, bedingt den Zugriff zu zwei getrennten, in sich wieder komplexen und verwei-
sungsreichen Textgruppen. Die vielfaltigen Beziehungen zwischen den verschiedenen fu r die 
rechtliche Konstitution und Beurteilung der Bezugsgro–en relevanten Normtexte und die lin-
guistische Wu rdigung dieser Textrelationen konnen in der Synopse aus Gru nden der U ber-
sichtlichkeit leider nicht graphisch sichtbar gemacht werden. Um aber dennoch die Art der 
Beziehungen zwischen Textelementen und zwi- / schen Textelementen und Sachverhalts-
elementen anschaulich zu machen, greife ich einen relativ einfachen Teilbereich aus dem 
Gesamtbezugsrahmen heraus und erlautere an ihm einige linguistisch relevante Aspekte 
(vgl. die folgende Grafik). Zunachst ist eine Besonderheit des Sachverhaltsrahmens des vor-
liegenden Falls (allerdings fu r zivilrechtliche Falle eher typisch), dass hier der Sachverhalt 
selbst Textelemente enthalt (namlich den Kaufvertrag und die damit verbundenen Allgemei-
nen Geschaftsbedingungen der Verkaufer-Firma). Das Bezugsobjekt “AUTOß (mitsamt seinen 
Teilen bzw. Eigenschaften, wie z.B. die zum Zeitpunkt des Verkaufs “montierten Reifenß) 
wird daher nicht nur zum Referenzobjekt von Gesetzesparagraphen, sondern ist zugleich 
Referenzobjekt von Satzen des Kaufvertrags. Einschlagig sind hier vor allem die Formulie-
rungen, das u bergebene Fahrzeug werde in “verkehrssicheremß und “einwandfreiem techni-
schen Zustand„ u bergeben. Beide Formulierungen sind linguistisch gesehen Pradikationen 
(Eigenschaftszuschreibungen) zum Referenzobjekt “VERKAUFTES AUTOß und damit Sprach-
handlungen, fu r die die Verfasser rechtlich (der unbeteiligte Teilhaber der Verkaufer-Firma) 
und personlich (beim Geschaftsfu hrer, der den Vertragszusatz unterzeichnet hat) verantwort-
lich sind. 

Da der Schadensersatz fu r die Unfallfolgen dann zu leisten ist, wenn das Fahrzeug eine 
der zugesicherten Eigenschaften nicht besitzt oder wenn der Verkaufer einen Mangel “arglis-
tig verschwiegenß hat, ist fu r die Entscheidung zentral, ob die Pradikationen “verkehrssicherß 
und üin einwandfreiem technischen Zustand„ auf das konkrete Referenzobjekt (das mit den 
falschen Reifen ausgestattete Auto) zutreffen oder nicht. Dies ist nun aber keine reine Frage 
der au–errechtlichen Tatsachenfeststellung, sondern selbst wiederum nur aufgrund herange-
                                            
12 Vgl. hierzu von Polenz 1985, 156 u.o.; Busse 1991, 74 ff. und (bezogen auf das analysierte Beispiel) Busse 
1992, 193 ff. 
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zogener Rechtsbestimmungen (also Normtexte) zu beantworten. Zunachst einmal werden 
die im Vertragstext enthaltenen Pradikationsausdru cke “verkehrssicherß und üeinwandfreier 
technischer Zustand„ mit dem Rechtsterminus “betriebssicherß wiedergegeben bzw. bei Ne-
gation mit dem Ausdruck “nicht betriebssicherß. Die Pradizierbarkeit dieses Ausdrucks auf 
das Referenzobjekt VERKAUFTES AUTO ist nun im vorliegenden Falle keine vorrangig techni-
sche oder Tatsachenfrage, sondern zunachst rein juristisch determiniert. Sie wird namlich 
bestimmt durch die normative Definition “Ein Auto ohne gultige allgemeine Betriebserlaubnis 
ist im rechtlichen Sinne nicht betriebsbereitß. Zu pru fen ist daher weiterhin, ob das Auto u ber 
eine gu ltige Betriebserlaubnis verfu gte. Dabei gilt grundsatzlich ’  19,2 StVZO, wonach eine 
Betriebserlaubnis ungu ltig wird, wenn am Fahrzeug A nderungen vorgenommen werden, die 
nicht von der ABE gedeckt sind. /  46 



 

 

Ma ngelhaftung beim Gebrauchtwagenkauf:
Relationen zwischen Elementen des Bezugsrahmens

am Beispiel des Bezugsobjekts “ Auto�

Auto
(falsche) Reifen

Referenzrelation zu Bezugsobjekt
Pra dikation (Zusicherung Eigenschaft zu Objekt)

Kaufvertrag
(Ganztext)

Kaufformel 
(Auto gegen Geldsumme) Individualabrede

verkehrssicher  ... einwandfreier techn. Zustand Rechtsterminus
ünicht betriebssicherÄ Referenzrelation zu Bezugsobjekt

Allgemeine
Betriebserlaubnis (ABE)

(hier: Benennung der
Reifentypen) 

Betriebserlaubnis
(Kfz-Schein)

(BE)

Sachverhaltsfeststellung:

Reifen nicht eingetragen in Kfz-Schein
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„ 21 StVZO: Pflicht zur
Beantragung einer   BE 
bei A nderungen, die nicht
 von ABE gedeckt sind
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Referenzrelation

„ 19,2 StVZO: BE ungultig bei 
A nderungen am Kfz,

die nicht von ABE gedeckt sind

Normative Definition:
Auto ohne ABE ≠ übetriebsbereitÄ

folgt
aus

folgt
aus

Pra dikation
definiert

Folgeru
ng:
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ung: 

BE ungul
tig

Teiltext
Teiltext

Referenzrelation

Pra dikation

Referenzrelation zum Sachverhaltselement “Verka ufer�

Sachverhaltsfeststellung:
Verka ufer hat Zusicherung gegeben

Referenzrelation zum 
Sachverhaltselement 

“Verka ufer�

 

 
D

ietrich B
usse: Ist die Anw

endung von R
echtstexten ein Fall von Kom

m
unikation? 

16 
 



 Dietrich Busse: Ist die Anwendung von Rechtstexten ein Fall von Kommunikation? 17 
 

 

/ Im konkreten Falle ergibt sich die Pradizierbarkeit dieses Paragraphen auf das verkaufte 
Auto dadurch, dass am Fahrzeug zum Zeitpunkt des Verkaufs (und des Unfalls) Reifen mon-
tiert waren, die nach Art und Gro–e nicht zu den im Kfz-Brief ausgewiesenen und fu r diesen 
Fahrzeugtyp zugelassenen Reifentypen gehorten. Die Pradizierbarkeit des Rechtsterminus 
“nicht betriebsbereitß ergibt sich wiederum aufgrund der Verknu pfung mit ’  18,1 StVZO, wo-
nach Autos nur mit einer gu ltigen ABE benutzt werden du rfen (also im rechtlichen Sinne “be-
triebsbereitß sind).13 Entscheidungsrelevant ist daher auch, ob die montierten Reifen im Kfz-
Schein eingetragen waren (da prinzipiell auch die Moglichkeit der Gewahrung einer einzel-
fallbezogenen Betriebserlaubnis durch individuellen Eintrag im Schein moglich ist). Die Fest-
stellung der Tatsache, dass die Typenbezeichnung der montierten Reifen nicht im Kfz-
Schein des verkauften Autos eingetragen war, rechtfertigt daher letztlich die Zuschreibung 
des Pradikatausdrucks “nicht betriebsbereitß zum Referenzobjekt (dem verkauften Fahr-
zeug). Weiterhin ist die Referenzrelation entscheidungsrelevant, die zwischen der in ’  21 
StVZO genannten Pflicht zur Beantragung einer (speziellen) Betriebserlaubnis bei A nderun-
gen am Fahrzeug, die nicht von der ABE gedeckt sind einerseits und dem Verkaufer ande-
rerseits besteht, der den “verkehrssicheren und einwandfreien technischen Zustandß im 
Kaufvertrag zugesichert hatte. Soweit die Details des Fallausschnittes. Welche Konsequen-
zen haben nun die geschilderten Aspekte textgebundener und sich in sprachlichen Handlun-
gen vollziehender juristischer Entscheidungstatigkeit fu r die linguistische Beschreibung des 
Umgangs mit Gesetzestexten und damit das Problem der sog. Auslegung als Fall hochgra-
dig institutionalisierter Prozesse? 

Auffallig ist, dass die zentralen sprachlichen Entscheidungen haufig gar nicht am Norm-
text selbst gefallt werden. Dies kann man gut am Beispiel des Ausdrucks “betriebsbereitß 
sehen. Dieser Ausdruck kommt so in keinem Gesetzestext vor, sondern ist von Richtern im 
Zuge der Gesetzesanwendung als ein zwischen Gesetzestext und konkretem Fall intermittie-
render Zwischentext formuliert worden. Tatsachlich ist es die Bedeutungsbestimmung dieses 
intermittierenden Arbeitsbegriffs, der die Richtung der Losung des Rechtsfalles entscheidet. 
Als Arbeits- oder Zwischentext ist dieser Ausdruck aber selbst bereits Ergebnis u bersetzen-
der Akte der Richter; d.h. nicht der Normtext wird direkt auf den Sachverhalt angewendet, 
sondern dieser intermittierende Richtertext. - Wichtig ist weiterhin, dass Auslegungsent-
scheidungen (dort, wo tatsachlich einmal interpretativ u ber einen einzelnen Geset- / zesaus-
druck intensiv nachgedacht wird) meistens nicht auf im engeren Sinne semantische Kriterien 
zuru ckgehen, sondern eher oder sogar allein u ber juristische Zweckerwagungen gesteuert 
sind. D.h., manche Entscheidungen, die sprachlich bzw. linguistisch gesehen als Ausle-
gungsentscheidungen fungieren, konnen kaum noch als Entscheidungen der Bedeutungsex-
plikation im engeren Sinne gefasst werden. Wenn z.B. der Gesetzesterminus “arglistig„ so 
definiert wird, dass die Zusicherung von Eigenschaften “ins Blaue hineinß (wie der BGH ein-
mal entschieden hat), z.B. der Verkauf des Autos mit den falschen Reifen ohne dass der 
Verkaufer die Korrektheit und Zulassigkeit der Reifen am verkauften Fahrzeug gesondert 
u berpru ft hat, als gleichbedeutend mit dem Ausdruck “arglistig verschweigenß behandelt 
wird, dann handelt es sich nicht mehr um eine Entscheidung fu r ein “sprachlichesß Problem 
im engeren Sinne, sondern um eine ergebnisorientierte Fallentscheidung, die aus allgemei-
nen rechtlichen Zweckerwagungen abgeleitet wird. D.h. es geht den Richtern dabei letztlich 
gar nicht um die Bedeutungsfestsetzung eines Wortes der deutschen Sprache, welches in 
dem zentralen Gesetzestext vorkommt (selbst wenn dies linguistisch so beschrieben werden 
kann), sondern es geht ihnen um die rechtliche Wirksamkeit dieses Normtextes, d.h. um die 
erwu nschten Rechtsfolgen (hier die Schadensersatzpflicht des Verkaufers), welche wiede-
rum Resultat allgemeinerer Wu nsche hinsichtlich von Normierungszwecken sind. Die ergeb-
nisorientierte Festsetzungsdefinition von “arglistig„ ist damit in erster Linie eine Festsetzung 
der rechtlichen Funktion des entsprechenden Normtextes, und damit seiner institutionellen 
Bedeutung, die mit dem Terminus Bedeutung im allgemeinsprachlichen, aber auch im bisher 

                                            
13 Welche Reifentypen wiederum an welchen Fahrzeugtypen ohne Einholung einer einzelfallbezogenen spezie l-
len Betriebserlaubnis montiert werden du rfen, ist in EU-Richtlinien als weiteren juristischen Subtexten ausgefu hrt.  
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geltenden linguistischen Sinne (und damit mit Interpretation im gewohnlichen Verstandnis) 
nur noch wenig zu tun hat. 

Die praktische Anwendung eines Normtextes (sein “Verstehenß bzw. “Auslegenß) ist ein 
komplexer institutionell geregelter Vorgang, der sich u ber mehrere Stufen entfaltet Diese 
Stufen ergeben sich durch den algorithmischen Aufbau der richterlichen Entscheidungsfin-
dung. Die Beschaftigung mit jedem einzelnen Normtext bewirkt - in Relation mit den anderen 
(rechtlichen und au–errechtlichen) Faktoren des Sachverhaltes - eine Veranderung der Wis-
sens- und Inferenzbasis am jeweiligen Punkt des Algorithmus; dabei ist nicht so sehr ein rein 
epistemisches "Verstehen" fu r diese Veranderung entscheidend, sondern das Wissen, wel-
che notwendigen weiteren Schritte aus der so veranderten Inferenzbasis folgen mu ssen. Auf 
diese Veranderung im epistemischen Gefu ge wirken aber nicht nur "Verstehens"-Akte im 
engeren, sprachlichen Sinne ein, als vielmehr die verschiedenen anderen textlichen und / 
au–ertextlichen Faktoren, welche den weiteren Weg an dieser Weggabelung des Algorith-
mus mitbestimmen. Da der Normtext als solcher meist schon vorher (beim "ersten Lesen") 
im elementaren Sinne "verstanden" worden ist, kann es nunmehr, innerhalb des Algorithmus 
der Entscheidungstatigkeit, nur noch darum gehen, welche Funktion er innerhalb des konkre-
ten, am Fall aufgebauten epistemischen und/oder Textnetzes hat. Dabei helfen weitere inter-
mittierende Texte, wie es z.B. die Kommentar- und Urteilstexte sind. "Auslegung" hei–t dann, 
fu r den Entscheidungsproze– an einem jeweiligen "Knoten" des juristischen Algorithmus eine 
Entscheidung daru ber zu fallen, in welche Richtung der Pru fungsprozess fortzusetzen ist. 
Die letztendliche "Entscheidung" des Rechtsfalles ergibt sich dann haufig quasi "von selbst" 
als Ergebnis einer Vielzahl kleiner Einzelentscheidungen an den jeweiligen Weggabelungen 
des Pru fungs-Algorithmus.  

Veranschaulicht werden kann der Vorgang der "Erweiterung der Inferenzbasis" etwa an 
der hochstrichterlichen Entscheidung zum Terminus arglistig in unserem zivilrechtlichen Fall 
der Mangelhaftung beim Gebrauchtwagenkauf. Zunachst ist diese Entscheidung, wenngleich 
sie linguistisch gesehen als "Interpretations"-Entscheidung zu werten ist und damit implizit 
als "Auslegungsakt", der die (juristische) "Bedeutung" des betreffenden Normtextes festlegt, 
weniger eine sprachbezogene Entscheidung, als vielmehr eine Entscheidung daru ber, wel-
che Funktion der betreffende Normtext in den Algorithmen der zivilrechtlichen Entschei-
dungstatigkeit spielen soll. Dabei intermittieren Gesichtspunkte allgemeiner Art (etwa der "bil-
ligen und gerechten Entscheidung", die hier als eine Art "Schutz des Schwacheren", namlich 
des juristisch ungebildeten privaten Kaufers, begru ndet wird), welche den Weg freilegen sol-
len zu einer insgesamt als vernu nftig und wu nschbar angesehenen Entscheidung. Es geht 
den Richtern mit ihrer "Auslegung" zu arglistig also nicht um eine "sprachliche", semantische 
Entscheidung im engeren Sinne, sondern darum, anhand eines Normtextes, welcher inner-
halb der jeweiligen Algorithmen eine Art "Zentralknoten" darstellt, eine Vorentscheidung da-
ru ber zu fallen, welche Richtung die Algorithmen bei vergleichbaren Fallgestaltungen zu neh-
men haben. Als "semantische" Entscheidung, d.h. als Interpretation im gelaufigen Sinne, 
ware die gefallte Entscheidung zu "arglistig" kaum noch verstandlich zu machen; wohl jedoch 
als institutionelle Richtungsweisung fu r zuku nftige juristische Entscheidungsschritte. Selbst 
wenn die Entscheidung zu diesem Terminus als Entscheidung an einem "Textknoten" eine 
zentrale Rolle spielt, da sie ein vollig neues System von Text- bzw. Wissensbezu gen eroff-
nen oder versperren kann, kann die Gesamt-Entscheidung im jeweiligen Rechtsfall jedoch 
nicht / auf nur diese eine Auslegungsentscheidung (monokausal) zuru ckgefu hrt werden. 
Dass die Auslegung zu diesem Terminus so zentrale Funktion bekommt, liegt vielmehr da-
ran, dass er in verschiedensten hier infrage kommenden Normtexten immer wieder auf-
taucht. Nur indem dieses textliche Element in einer Vielzahl von Normtexten wiederholt wur-
de, kann es eine zentrale Rolle spielen.  

Die Zuweisung einer zentralen Funktion zu einem einzelnen Normtextelement, wie sie 
beim Ausdruck arglistig schon dadurch angedeutet ist, dass dieser Ausdruck in vielen ein-
zelnen Paragraphen wieder aufgenommen worden ist, ist de facto jedoch selbst schon Folge 
interpretatorischer Vorentscheidungen. Wie am Beispiel des Ausdrucks Gewalt im Strafrecht 
gezeigt werden kann, muss eine Auslegung zur Funktion dieses Ausdrucks bei einem ein-
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zelnen Paragraphen nicht notwendigerweise Auswirkungen zur Auslegung dieses Ausdrucks 
auch in anderen Paragraphen haben. Ob diesem Ausdruck (und seiner Auslegung) diese 
zentrale Funktion zugesprochen wird, hangt selbst wiederum von Entscheidungen ab, die bei 
Gewalt dahin gehen, die Funktion einer Auslegungsentscheidung auf den einzelnen Norm-
text zu begrenzen. Da fu r das unterschiedliche Vorgehen bei arglistig oder Gewalt keine in-
nere Begru ndung angegeben werden kann, handelt es sich jeweils offensichtlich um Ent-
scheidungen, die aus der Funktion der jeweiligen Normtexte in komplexen Algorithmen der 
Entscheidungsfindung herru hren; d.h. sie sind letztlich Entscheidungen vom gewu nschten 
Ergebnis der richterlichen Auslegungsschritte her: im einen Fall soll die Auslegung zu arglis-
tig ein einheitliches Ergebnis u ber die verschiedenen Normtexte, in denen das Wort auf-
taucht, hinweg garantieren; im anderen Fall soll die Auslegung zu Gewalt gerade verhindern, 
dass die Auslegungsentscheidung zu dem einen Normtext (etwa zu ö  177 StGB Vergewalti-
gung) Auswirkungen auf Auslegungsentscheidungen zu einem anderen Normtext (etwa zu 
ö  240 StGB No tigung) hat. Wahrend also im einen Fall gerade eine Erweiterung der Infe-
renzbasis fu r eine Vielzahl von Fallentscheidungen angestrebt wird, wird im anderen Falle 
die fallbezogene Erweiterung der Inferenzbasis mit einer Begrenzung versehen, die eine 
Erweiterung der Inferenzbasis auf vergleichbare Normtexte (und Falle) gerade verhindern 
soll. In jedem Fall ist diese Entscheidung nicht vom Normtext (und seiner "Bedeutung") aus 
begru ndet, sondern von metatextuellen Aspekten her, die nur von der Wu nschbarkeit von 
bestimmten Auslegungsergebnissen aus erklart werden konnen. All dies sind institutionelle 
Rahmenbedingungen des Wirkens und der Anwendung von Normtexten, die letztlich den 
normalen Begriff von “Textbedeutungß / ebenso sprengen wie jeden noch einigerma–en dem 
Alltagsverstandnis vermittelbarer Begriff von “Kommunikationß. 

 
 

6. 
 
Welche Auswirkungen haben die geschilderten Beobachtungen nun fu r das Bemu hen, Recht 
und Rechtsprechung (und hierunter in unserem Zusammenhang besonders das Wirken und 
den Gebrauch von Normtexten) in Beziehung zu setzen zu einem Begriff der Kommunikati-
on, den man ja nicht ganz zu Unrecht als funktionale Konstante von Sprache schlechthin 
(und damit auch jeglicher Form von Sprachfunktion im Recht) ansetzen zu mu ssen glaubt? 
Wie sinnvoll eine Betrachtung des Funktionierens von Normtexten im Rechtserzeugungsver-
fahren unter Begriffen von (in terms of) Kommunikation ist, hangt (wie sollte es anders sein) 
vor allem davon ab, wie man den Begriff Kommunikation in diesem Zusammenhang definiert. 
Versteht man unter Kommunikation lediglich die Tatsache, dass bestimmte Menschen be-
stimmte Zeichen (oder Agglomerationen von Zeichen) in die Welt gesetzt haben, damit be-
stimmte (oder auch nicht bestimmte) andere Menschen diese zur Grundlage von Deutungs-
prozessen nehmen konnen, dann kann man auch das Funktionieren von Normtexten unter 
diese Definition von Kommunikation fassen. Es fragt sich aber, ob bei dieser Betrachtungs-
weise der Begriff der Kommunikation noch irgendetwas erklart, oder ob er dann nicht auf 
einer so fundamentalen und zugleich allgemeinen Ebene angesiedelt ist, dass man genauso 
gut auf ihn verzichten konnte. Definiert man jedoch Kommunikation (einen Schritt weiter ge-
hend) als den Versuch von Menschen, anderen Menschen vermittels der Benutzung von 
Zeichen (oder Agglomerationen von Zeichen) etwas mitzuteilen, dann ware schon dies eine 
Definition, die, wie ich glaube, dasjenige, was bei der Anwendung von Gesetzestexten in 
einem ausdifferenzierten Rechtssystem geschieht, nicht mehr angemessen beschreibt.  

Vergleicht man beide Definitionen miteinander, dann wird deutlich, dass das entscheiden-
de Problem im Begriff “Mitteilenß (oder “Mitteilungß) liegt. Intuitiv wird der Begriff Kommunika-
tion in der Alltagssprache und in den meisten wissenschaftlichen Definitionen u ber den Be-
griff Mitteilen bestimmt. Es spricht sogar vieles dafu r, dass im Grunde genommen beide Be-
griffe im normalen Gebrauch identisch gesetzt werden konnen. Indes trifft gerade ein Begriff 
wie “mitteilenß das, was bei der Anwendung von Normtexten geschieht, ganz und gar nicht, 
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sondern schafft eher Unklarheiten, als dass er zur sprach- und / zeichentheoretischen Kla-
rung der Rechtstextinterpretation beitragt. Versteht man Kommunikation in Analogie zu den 
u blichen Kommunikationsmodellen als Vermittlung einer Information von einer Person (Sen-
der) mittels des Gebrauchs von Zeichen (Code) an eine andere Person (Empfanger), dann 
mangelt es im Falle der Funktion von Normtexten an allen Faktoren, die in dieser Definition 
genannt werden: Es gibt keinen bestimmten Sender, keinen bestimmten Empfanger, keine 
als einheitlich und geschlossen identifizierbare Information (Inhalt, Mitteilungsgehalt usw.) 
und keinen ein eindeutiges und nicht widerspruchsfahiges Ergebnis garantierenden Code. 
Das einzige, was der u blichen Definition von Kommunikation und der Funktion von Normtex-
ten im Recht gemeinsam ist, ist der Gebrauch bzw. die Funktion von Zeichen. Dies wirft die 
Frage auf: Ist dann nicht anstelle des Begriffs der Kommunikation der Begriff des Zeichens 
(und also eine Zeichentheorie) das Mittel der Wahl, um eine umfassende Erklarung der 
Funktionsweise von Normtexten im Recht zu erzielen? 

Die Antwort auf diese Frage kann nur lauten: Das hangt ganz davon ab, wie die Zeichen-
theorie beschaffen ist, mit der man diese Erklarung versucht. Jedenfalls du rfte es keine der 
u blichen Zeichentheorien sein, die rein reprasentationistisch sind. Solche Theorien, die da-
von ausgehen, dass ein Zeichen ein Etwas ist, das fu r ein anderes Etwas steht, begehen 
namlich denselben Fehler wie die u blichen Kommunikationsmodelle, indem sie dasjenige, fu r 
das das Zeichen stehen soll (auf das es verweisen soll) ebenfalls als eine als einheitlich und 
geschlossen gegebene, mehr oder weniger problemlos identifizierbare Gro–e konzipieren 
(einen Gedanken, ein Objekt, ein Konzept o.a.). Von einer solchen Eindeutigkeit und selbst-
verstandlichen Gegebenheitsweise kann bei der Bedeutungsseite der Normtexte angesichts 
der durch ihre institutionelle Funktion bedingten Komplexitat ihres Wirksamwerdens nicht die 
Rede sein. Normtexte und ihre Bestandteile sind eher vergleichbar mit Spielsteinen oder 
Spielkarten, die in einem komplexen vernetzten Spiel bestimmte Zu ge ermoglichen (oder 
besser: begru nden helfen sollen) als eindeutige und verlassliche Ursachen einer durch sie 
unmittelbar bedingten Rechtsentscheidung (respektive Normtext-Auslegung). 

Ziel der hier entfalteten U berlegungen war es nicht, eine vollstandige Sprachtheorie des 
Rechts quasi aus dem A rmel zu schu tteln. Ziel war es vielmehr (ausgehend vom vorgegebe-
nen Rahmenthema) zunachst einmal nur, die Probleme aufzuzeigen, die aus rechtslinguisti-
scher Sicht dann entstehen, wenn man die Auslegung und Anwendung von Normtexten vor-
rangig in Termini der Kommunikation konzipieren will. In einem solchen theoretischen (oder 
wenn man so will: diskursi- / ven) Weg sehe ich keinen Erkenntnisgewinn fu r die Rechtslin-
guistik und Rechtstheorie, sondern eher die Gefahr, wesentliche Aspekte des Geschehens 
bei der gesetzesgestu tzten Rechtserzeugung zu verunklaren oder wenigstens zu u bersehen. 
Die Ursachen fu r diese Skepsis liegen vor allem in den institutionellen Rahmenbedingungen 
und im spezifischen Charakter der Auslegungs- und Anwendungsarbeit mit Bezug auf Norm-
texte, fu r die ich einige Beispiele und Argumente zu geben versucht habe. Dies schlie–t frei-
lich nicht aus, dass es bei der Beschreibung des Rechts insgesamt nicht andere Teilgegen-
stande geben konnte, fu r die eine Erklarung in kommunikationstheoretischen Termini denk-
bar und moglicherweise weiterfu hrend ware. /  
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